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Einführung
E
INE der markantesten Tasachen der letzten beiden Jahrzehnte im Bereich der
Nord-Süd-Beziehungen ist die zunehmende Heterogenität der so genannten
„Entwicklungsländer“ und der Zerfall der Dritten Welt als Gruppe von Län-
dern, welche gegenüber den reichen Ländern gemeinsame Interessen ver-
treten. Diese Tendenz, die auf die erste Erdölkrise von 1973 zurückgeht, hat sich
im Laufe der letzten fünfzehn Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges und mit
der Intensivierung der Weltwirtschaftsliberalisierung beschleunigt.
Die „Entwicklungsländer“ sind heute um zwei Pole strukturiert : die Gruppe der
„Schwellenländer“ und die Gruppe der am wenigsten entwickelten Länder
(LDC). Die Schwellenländer zeichnen sich durch hohe Wirtschaftswachstums-
raten und eine rasche Integration in die Weltwirtschaft aus, in der diese Länder
zu bedeutenden, ja sogar zu Hauptakteuren werden, wenn man an China und
Indien denkt. Hingegen hat die Wirtschaft der am wenigsten entwickelten Län-
der und einiger einkommensschwacher Länder aus der Liberalisierungsdynamik
keinen Nutzen gezogen, und diese Ländergruppe bleibt weiterhin im Teufels-
kreis der Armut verfangen.
Ein gutes Bild der Situation liefert der kürzlich erschienene Bericht der Verein-
ten Nationen zum Millenniumsprojekt1. Von 1990 bis 2001 sind die extreme
Armut und die Kindersterblichkeit im Durchschnitt zurückgegangen. Hinter
dem Durchschnitt verbergen sich jedoch beträchtliche Unterschiede, zwischen
den Nationen, wie auch im Innern ein und desselben Landes. In diesem Zeit-
raum hat sich die Anzahl der Menschen, die über weniger als einen Dollar pro
Tag verfügen, in Afrika, Osteuropa und Zentralasien erhöht. In Lateinamerika
ist sie stabil geblieben und in Südasien leicht gesunken. Lediglich in Ostasien
wurde ein starker Rückgang verzeichnet. Ein anderer, langfristig höchst beunru-
higender Aspekt ist mit der anhaltenden Zerstörung der natürlichen Ressourcen
(Böden, Wälder, Wasser, Fischbestände) verbunden, die sowohl Auswirkungen
auf das öffentliche Gesundheitswesen als auch auf das Überleben der ländlichen
Bevölkerung hat. Überall in der Welt, ausser in Europa, führt die Landflucht zu
einem explosionsartigen Wachstum der städtischen Ballungsgebiete. Wenn die
derzeitigen Trends sich nicht umkehren, werden im Jahr 2020 rund drei Milliar-
den Menschen – 60 Prozent mehr als im Jahr 2001 – in Elendsvierteln leben.
Nun weiss man aber, in welchem Masse die mit den Ungleichheiten verbundene
soziale Ausgrenzung Elend hervorbringt und einen fruchtbarer Nährboden für
Gewaltentwicklung bildet. Die Slums sind in der Tat sehr anfällig für die
Machenschaften von Mafianetzen, die Drogen- und Menschenhandel betreiben.
Die Entwicklung der Slumsiedlungen veranschaulicht gut, dass Armut und Pre-
karität auch Länder mit mittlerem, ja sogar mit hohem Einkommen befallen.
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1 Jeffrey D. Sachs, Investir dans le développement. Un plan pratique pour atteindre les Objectifs du
Millénaire pour le développement, New York, Vereinte Nationen, Januar 2005. Es sei daran erinnert,
dass die Millenniums-Entwicklungsziele im Jahr 2000 von den 191 Mitgliedsstaaten der UNO ange-
nommen wurden und insbesondere anstreben, „den Anteil der Bevölkerung mit einem Einkommen
von unter einem Dollar pro Tag bis zum Jahr 2015 zu halbieren“.
Ist man im Jahr 2005 dabei, die im Jahr 2000 verabschiedeten Millenniums-Ent-
wicklungsziele zu erreichen ? Die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen hat-
ten damals innoviert, indem sie sich genaue, in gegebenen Fristen zu errei-
chende Ziele setzten. Die internationale Entwicklungszusammenarbeit ist damit
von der Ära der Verpflichtung bezüglich der Mittel (Ziel betreffend das Volu-
men der öffentlichen Entwicklungshilfe) zur Ära der Verpflichtung bezüglich
der Ergebnisse übergegangen. Fünf Jahre danach und zehn Jahre vor dem Ter-
min von 2015 ist die Bilanz durchwachsen. Die Gründe hierfür sind vielfältig,
wie der Bericht von Jeffrey Sachs zeigt. In den Entwicklungsländern bleibt die
gute Regierungsführung ein Schlüsselfaktor zur Erreichung der Millenniums-
ziele, jedoch sind noch beträchtliche Fortschritte zu erzielen, um Rechtsstaat-
lichkeit, Transparenz und Verantwortung der Führenden gegenüber den Staats-
bürgern zu fördern. Auf Seiten der Industrieländer und des Systems der
internationalen Entwicklungszusammenarbeit müssen neue Praktiken eingeführt
werden, um nicht im Jahr 2015 einen erneuten Fehlschlag feststellen zu müssen.
Es geht im Wesentlichen darum, die Kohärenz der Politiken, welche eine Aus-
wirkung auf die Armutsbekämpfung haben, sowie die Modalitäten zur Finanzie-
rung der Armutsbekämpfung ganz erheblich zu verbessern.
Die Frage der Politikkohärenz stellt sich zuerst einmal für jedes Land, das dafür
sorgen muss, dass die verschiedenen Dimensionen seiner Beziehungen mit den
Entwicklungsländern zu den Millenniumszielen beitragen. Sie stellt sich aber
auch bezüglich der Politiken und Programme der internationalen Institutionen.
Wie die Internationale Arbeitsorganisation anregt2, ist es wichtig, die globale
Gouvernanz durch einen Ansatz zu stärken, der die Zusammenhänge zwischen
den verschiedenen Bereichen (Handel, Arbeitsbedingungen, Umwelt) berücksich-
tigt, und durch Institutionen, welche imstande sind, die Interessenkonflikte zu
schlichten. Daher muss auf eine Stärkung der globalen Gouvernanz hingewirkt
werden, um eine transversale und kohärente Bewältigung der globalen Probleme
zu gewährleisten. Zwei Beispiele veranschaulichen diese Notwendigkeit :
❏ Der Schutz der Umwelt und der natürlichen Ressourcen und der Kampf
gegen die Armut hängen eng miteinander zusammen. In der Tat sind die
ärmsten Bevölkerungsgruppen gegenüber den durch den Klimawandel verur-
sachten Katastrophen, der massiven Abholzung, der Wasserverschmutzung
und der Erschöpfung der Fischbestände am anfälligsten. Es sind diese Bevöl-
kerungsgruppen, die mangels Alternativen an erster Stelle unter der Schädi-
gung der natürlichen Ressourcen leiden und die dazu gebracht werden, in den
fragilsten Siedlungsräumen zu leben. Die Glaubwürdigkeit des Engagements
zur Erreichung der Millenniumsziele hängt somit auch von der Entschlossen-
heit ab, die natürlichen Ressourcen zu erhalten.
❏ Die internationalen Handelspolitiken marginalisieren die einkommenschwa-
chen Länder weiterhin3. Die Ausfuhren der armen Länder sind zuweilen
höheren Zollschranken unterworfen, als die Exporte der Industrieländer. Die
Armutsbekämpfung führt deshalb auch über spezifische und differenzierte
Massnahmen, die dazu bestimmt sind, den Handel der armen Länder zu för-
dern. Zum anderen sollten die Handelspolitiken auch im Hinblick auf ihre 
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2 Commission mondiale sur la dimension sociale de la mondialisation (OIT), Une mondialisation
juste : créer des opportunités pour tous, Genf, IAA, 2004.
3 Der Anteil Afrikas am Welthandel ist von 5% im Jahr 1980 auf heutzutage 2%  zurückgegangen.
sozialen Auswirkungen bewertet werden, um in allen Ländern annehmbare
Arbeitsbedingungen zu fördern bzw. aufrechtzuerhalten. 
In finanzieller Hinsicht drängt sich eine Feststellung auf : Die ärmsten Länder
sind nicht in der Lage, mit eigenen Mitteln die beträchtlichen Ressourcen zu
mobilisieren, die notwendig sind, um der gesamten Bevölkerung längerfristig
ein zwar sehr bescheidenes, aber annehmbares Lebensniveau zu sichern. Die
Fähigkeit dieser Länder, im Kampf gegen die Armut Fortschritte zu erzielen,
wird daher weiterhin von externer Hilfe abhängen, die zurzeit bei weitem nicht
genügt, um die Millenniumsziele zu erreichen. Gemäss dem Sachs-Bericht müs-
ste die öffentliche Entwicklungshilfe im Jahr 2006 auf 0,44 Prozent des Brutto-
nationaleinkommens der DAC-Mitgliedsstaaten ansteigen, wogegen die Hilfe
für 2003 lediglich 0,25 Prozent beträgt. Zwar ist das Volumen der Hilfe allein
noch keine Erfolgsgarantie. Der Impakt der öffentlichen Entwicklungshilfe
hängt auch von der Qualität der Hilfe und der Relevanz der nationalen Armuts-
bekämpfungsstrategien sowie vom Willen und der Fähigkeit der Empfänger ab,
die externen und die nationalen Ressourcen rigoros zu verwalten.
Die Qualität der internationalen Entwicklungsfinanzierung ist zum einen wegen
ihres oft unvorhersehbaren Charakters, zum anderen wegen ihres vorwiegend
kurzfristigen Zeithorizonts unzureichend. Diese beiden Merkmale sind nicht mit
der Umsetzung langfristiger Strategien – von zehn bis zwölf Jahren – zur
Armutsbekämpfung vereinbar. Deshalb sind nicht nur eine beträchtliche Anhe-
bung der öffentlichen Entwicklungshilfe, sondern auch langfristige finanzielle
Verpflichtungen erforderlich.
Angesichts dieser Frage kann man nur an das Erdbeben und die Flutwellen den-
ken, welche Asien am 26. Dezember 2004 heimgesucht haben, und an den Elan
der Solidarität, den sie auslösten. Mit rund 300.000 Toten und einer halben Mil-
lion Verletzten sowie mit Millionen Menschen, die sowohl seelisch als auch
materiell betroffen waren, handelt es sich zweifellos um eine der grössten
Naturkatastrophen der Neueren Geschichte. Doch ist dies auch ein Drama der
Armut. Wenn die Ursachen der Katastrophe auch unbestreitbar natürlicher Art
sind, so werden ihre Auswirkungen jedoch weitgehend durch wirtschaftliche
und gesellschaftliche Faktoren bestimmt. Die Unzulänglichkeiten der Warnsys-
teme und die Anfälligkeit des bebauten Umfelds zeigen klar, dass die Opferzahl
vom wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsstand abhängt4. Zwar kann man
Erdstössen nicht vorbeugen, doch kann man ihre Folgen erheblich lindern,
indem man die Armut bekämpft. Dies bestätigt sich jedes Mal, wenn ein Erdbe-
ben ein Entwicklungsland heimsucht.
Für die Tsunamiopfer hat sich die Solidarität durch eine beispiellose Mobilisie-
rung von Ressourcen konkretisiert, bei der – wie anzumerken ist – die privaten
Spender und vor allem die Öffentlichkeit eine treibende Kraft waren. Die Fülle
der aufgebrachten Mittel hat die Medien und die gesamte Bevölkerung unver-
züglich betreffend die Notwendigkeit sensibilisiert, für die betroffenen Länder
über die Nothilfe hinaus ein mittel- und langfristiges Wiederaufbau- und Ent-
wicklungsprogramm vorzusehen. Sie bot auch die Gelegenheit, daran zu erin-
nern, dass die durch Armut verursachten permanenten Dramen mehr Opfer for-
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4 Im August und September 2004 haben im Karibikgebiet dieselben Wirbelstürme in Haiti rund 2000
Tote und im US-Staat Florida weniger als 30 Tote verursacht.
dern als die schlimmsten Naturkatastrophen, und schliesslich, dass die durch
eine Krise ausgelöste spontane Solidarität nicht die Solidarität „auf lange Sicht“
ersetzt, die notwendig ist, um menschenunwürdigen Situationen ein Ende zu
bereiten. Es bleibt zu hoffen, dass diese Botschaft nicht in den kommenden
Monaten und Jahren wieder vergessen wird. 
*  *  *
Ich drücke den Autorinnen und Autoren der verschiedenen Kapitel dieses Jahr-
buchs meine Dankbarkeit aus. Es gelingt ihnen, in ihren Texten Präzision mit
Kürze zu verbinden, um das Schweizerische Jahrbuch für Entwicklungspolitik
zu einem Nachschlagewerk über die Beziehungen der Schweiz zu den Entwick-
lungsländern und über die internationale Bewältigung globaler Probleme zu
machen. Zur Erstellung dieser Publikation zählen wir auch auf die Unterstüt-
zung und Beratung zahlreicher Spezialisten von Bundesverwaltung, NRO,
Dachorganisationen und Akademikerkreisen. An sie richte ich meinen besten
Dank, wie auch an alle, die zur Gestaltung und Ausführung des neuen Jahrbuchs
beigetragen haben. Auf ihrer Kompetenz und ihrem Engagement beruht die
Zuverlässigkeit dieses Werks.
Im Namen des gesamten „Jahrbuchteams“ möchte ich ganz besonders Monika
Egger meine Dankbarkeit ausdrücken, die nach zwanzig Jahren ununterbroche-
ner Zusammenarbeit beschlossen hat, ihre Teilnahme am Redaktionskomitee zu
beenden. Ihre grosse Erfahrung betreffend die Beziehungen der Schweiz mit
den Entwicklungsländern, ihr kritischer und stets konstruktiver Geist, ihr Netz-
werk an Kontakten in der Bundesverwaltung und in der Deutschschweiz werden
uns fehlen, jedoch werden die Freundschaftsbande fortbestehen.
Jacques Forster
Professor am iuéd, Redaktionsleiter
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